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Tagungsbericht zum 18. Migrationspolitischen Forum „Der Familiennachzug i m Auslän­
derrecht" veranstaltet vom Forschungszentrum für internationales und europäisches Aus­
länder- und Asylrecht der Universität Konstanz am 27. Mai 2003 in der Landesvertretung 
Baden-Württemberg in Berlin. (Birte Kaspers /Inken Baumgartner) 

Es referierten Dr. Otto Mallmann, Richter 
am Bundesverwaltungsgericht, Prof. Dr. 
Kees Groenendijk vom Forschungszentrum 
für Migrationsrecht der Universität Nijme-
gen, Dr. Barbara Weichselbaum, Mitarbeite­
rin am Institut für Staats- und Verwal­
tungsrecht an der Universität Wien, Harald 
Bösch-Soleil, Leiter der Abteilung Auslän­
derangelegenheiten des Landeseinwohner­
amtes Berlin und Wolfgang Rainer Hüsgen, 
Referat für Visumsrecht des Auswärtigen 
Amtes. 

A n dem Forum nahmen Bundesverwal­
tungsrichter, Bundestagsrnitglieder, Aus­
länderbeauftragte, Mitarbeiter des Bundes­
amtes für die Anerkennung ausländischer 
Flüchtlinge aus Nürnberg bzw. für Zu­
wanderung, Integration und Auswande­
rung aus Bern u.a. teil. 

A . Der Familiennachzug i n der Recht­
sprechung des Bundesverwaltungsge­
richtes 

Mallmann gab als erster Referent einen 
Überblick über wichtige Entscheidungen 
des Gerichtes zum FamiHennachzug (§§ 17 
ff. AuslG 1 ) , von denen im folgenden eine 
Auswahl angeführt wird. Die §§ 17 ff. die­
nen dem Zweck, unter angemessener Ab­
wägung der f amiliären Belange darüber zu 
befinden, i n welcher Zahl und unter wel­
chen Voraussetzungen Ausländern die 
Zuwanderung ermöglicht werden soll, da 
Art. 6 Abs. 1 G G für ausländische Famili­
enangehörige unmittelbar keinen Nach­
zugsanspruch zu im Bundesgebiet leben­
den ausländischen Angehörigen begrün­
det. 

Der Begriff der familiären Lebensgemein­
schaft (§ 17) erfordere nicht zwingend eine 
häusliche Gemeinschaft, aber sie sei grund-

Nachfolgende §§ ohne Gesetzesangabe sind 
solche des AuslG. 

sätzlich durch eine gemeinsame Lebens­
führung jedenfalls in Form der Beistands­
gemeinschaft gekennzeichnet und habe 
einen Lebensmittelpunkt.2 Als Möglichkeit 
von Ausnahmen vom Erfordernis einer 
häuslichen Gemeinschaft führte Mallmann 
den Fall „Mehmet" an. 3 Nicht vom 
Schutzbereich des Art. 6 G G gedeckt seien 
gleichgeschlechtliche Beziehungen, aber es 
gebe Ermessensentscheidungen in solchen 
Fällen (Nachzug des ausländischen Part­
ners).4 

§ 18 besagt, daß der aufenthaltsrechtiiche 
Schutz der Ehe nach § 17 grundsätzlich bei 
dauernder Trennung entfällt, nicht aber bei 
vorübergehenden Trennungszeiten. Eine 
Scheinehe, die zwar rechtlich wirksam ist, 
genügt nicht den Anforderungen des § 17.5 

Bei Wegfall der Lebensgemeinschaft hat 
die Ausländerbehörde, wi l l sie nachträg­
lich die Aufenthaltserlaubnis nach § 12 
Abs. 2 S. 2 befristen, eine umfassende Gü­
terabwägung vorzunehmen.6 Hat die Le­
bensgemeinschaft nie bestanden, kommt 
die Rücknahme der Aufenthaltsgenehmi­
gung nach § 48 V w V f G in Frage.7 Fraglich 
ist, ob eine polygame Ehe in jedem Fall 
außerhalb des Schutzbereiches des Art. 6 
G G steht.*5 Es verletzt nicht Art. 6 Abs. 1 
GG, wenn der Ehegattennachzug von dem 
Besitz der Aufenthaltsberechtigung oder -
erlaubnis abhängt und diese nicht erst im 
Wege der Verpflichtungsklage erstritten 
werden.9 

Für die Altersgrenze des § 20 Abs. 2 Ziff. 2, 
Vollendung des 16. Lebensjahres, und die 

2 BVerwGE, Urteil vom 27. Januar 1998, in: 
NVwZ 1998,745 ff. 

s BVerwGE, Urteil vom 16. Juli 2002, in: Inf AuslR 
2003,50 ff. 

4 BVerwGE 100,287 ff. 
5 BVerwGE 98,298 (306). 
6 BVerwGE 99,28 ff. 
7 BVerwGE 98,298 ff. 
s BVerwGE 71, 228 ff. 
9 BVerwGE, Urteil vom 3. Juni 1997. 
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Frage der Minderjährigkeit des Abs. 4 ist 
auf den Zeitpunkt der Antragstellung ab­
zustellen. § 20 Abs. 2 ist auf den Nachzug 
von Enkeln zu sorgeberechtigten Großel­
tern nicht entsprechend anzuwenden.1 0 

§ 21 Abs. 1 S. 1 stellt nur auf die Mutter ab; 
Art. 6 G G gebietet es nicht, das Abstellen 
auf den Vater ausreichen zu lassen.11 Die 
Ermessensentscheidung nach Abs. 1 S. 2 
i.V.m. § 17 V verlangt die Berücksichtigung 
des besonderen Ausweisungsschutzes für 
Minderjährige nach § 48 Abs. 21. 1 2 

Zur außergewöhnlichen Härte i.S.d. § 22 
gehören keine Nachteile im Heimatland 
auf Grund der allgemeinen politischen und 
wirtschaftHchen Lage. 1 3 

B. Die EG-Familienzusarnmenführungs-
richtlinie und die Niederlande 

I. Groenendijk stellte zunächst fest, daß 
die Famihenzusanmienführung seit Jahr­
zehnten die zahlenmäßig wichtigste Kate­
gorie der Einwanderung von Ausländern 
in die Niederlande und in andere EU-
Mitgliedstaaten ist. Seit dem Frühjahr 2002 
steht in den Niederlanden die Familienzu­
sammenführung i m Mittelpunkt der immi­
grationspolitischen Debatte, worin „Inte­
gration" zu einem neuen Code für eine 
Restriktion der Einwanderung geworden 
sei. 

II. Die Entstehung der FamUienzusam-
menführungsrichtlinie sei aufgrund von 
Art. 62 und 64 E G V von dem Verlangen 
der Mitgliedstaaten, so wenig wie möglich 
von ihrer Souveränität im Bereich der Ein­
wanderung und Asyl abzugeben, gekenn­
zeichnet. Auch das Bemühen der EG-
Kommission, das Programm des Europäi­
schen Rates von Tampere (1999)14 zu reali­
sieren und die Rechtslage der bereits in der 
E U befindHchen Drittstaatsangehörigen zu 

io BVerwGE, Urteil vom 18. November 1997. 
» BVerwGE, Urteil vom 29. März 1996. 
12 BVerwGE, Urteil vom 16. Juli 2002, in: InfAuslR 

2003,50-„Mehmet". 
13 Ebenda. 
1 4 http://register.concilium.eu.int/pdf/de/99/ 

stl010015d9.pdf (besucht am 6. Oktober 2003). 

verbessern, sowie der minimale Einfluß des 
Europäischen Parlaments, der Parlamente 
der Mitgliedstaaten, der internationalen 
Organisationen und der nicht-staaüichen 
Organisationen prägte diese Richtlinie. 
Zudem hätte das Bestreben einiger Mit­
gliedstaaten (z.B. Deutschland und die 
Niederlande), Änderungen, die auf natio­
naler Ebene schwer durchsetzbar sind, 1 5 

über den einfacheren Weg der Richtlinie 
durchzusetzen, Erfolg gehabt. Diese „neu­
en Kompetenzen" in der Richtlinie würden 
in den nationalen Debatten als europäische 
Standards oder eben als Verpflichtung zur 
Änderung der nationalen Gesetzgebung 
bezeichnet. 

III. Der niederländische Einfluß auf die 
Richtlinie (RL) sei insbesondere an der 
Streichung des Verbots von Inländerdis­
kriminierung (Art. 4 des Kommissionsvor­
schlags), der Verlängerung der Entschei­
dungsfrist von sechs auf neun Monate oder 
länger (Art. 5 Abs. 4 RL), der MögHchkeit 
des Nachzugs der Ehepartner erst ab dem 
Alter von 21 Jahren statt bisher 18 Jahren 
(Art. 4 Abs. 5 RL), der Einführung eines 
Integrationstests, dem erst nach fünfjähri­
gem Aufenthalt vorgesehenen unabhängi­
gen Aufenthaltstitel (Art. 15 Abs. 1 RL) und 
an der MögHchkeit der Gleichbehandlung 
von nicht-eheHchen Partnern mit Ehepart­
nern (Art. 4 Abs. 3 RL) erkennbar. Diese 
Beispiele seien Versuche des niederländi­
schen Justizministeriums, Bestimmungen 
des neuen Ausländergesetzes, das 2001 in 
Kraft getreten ist, zu exportieren oder um 
Spielraum für die Einführung von Vorha­
ben der Regierung zu schaffen. 

IV. GenereU sei zu erwarten, daß die Richt­
linie als poHtisches Argument zur Einfüh­
rung von neuen Beschränkungen i m natio­
nalen Famihennachzugsrecht16 und zur 
Rechtfertigung von Maßnahmen in Einzel-
fäUen genutzt werde, die nur schwer mit 
dem in Art. 8 EMRK garantierten Grund-

15 Z.B. der neue Integrationstest vor der Einreise 
und die Herabsetzung des Kindernachzugsal-
ters auf 12 Jahre. 

1 6 Vgl. den französischen Gesetzesentwurf vom 
April 2003, der das Recht des Kindernachzugs 
auf ein Höchstalter von 12 Jahren beschränkt. 

http://register.concilium.eu.int/pdf/
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recht auf FarrüHenleben in Einklang zu 
bringen sind. Die Pdchtlinie spielt aber 
auch bei den Standards in Übereinkommen 
des Europarates eine Rolle, so sind z.B. die 
Europäische Sozialcharta (1961) und das 
Europäische Übereinkommen über die 
Rechtstellung der Wanderarbeitnehmer 
(1977) betroffen. Das werde die Gerichte 
und die Behörden in einigen Mitgliedstaa­
ten erstmals zwingen, diese Übereinkom­
men ernst zu nehmen. 

C. Familiennachzug: Das österreichische 
Fremdenrecht i m Lichte der Vorgaben 
der Europäischen Menschenrechts­
konvention 

I. Weichselbaum sprach zunächst über die 
Vorgaben der EMRK in ihrer Auslegung 
durch den EGMR. In der Betrachtung der 
E M R K hinsichtlich der völkerrechtlichen, 
europarechthchen und verfassungsrechtli­
chen Dimension kam sie zu dem Schluß, 
daß die E M R K „Verfassungsrang in der 
E U " genieße. Die Bedeutung des Art. 8 
E M R K i m Lichte der Judikatur des EGMR 
zum Recht auf Achtung des Familienle­
bens, insbesondere zu Nachzugsfällen, hat 
sie auf drei wesentliche Punkte beschränkt: 

1. Es besteht kein genereller Rechtsan­
spruch auf Famihennachzug. 

2. Auslegung des Familienbegriffs 

Es gibt keine exakte Definition der Farnilie 
in Art. 8 EMRK. Die Vorschrift spricht von 
„Familienleben". Art. 8 EMRK werde vom 
EGMR weit gefaßt, umschließe also auch 
die „Großfamilie" (Oma, Opa, Tante, Nich­
te usw.). Abzustellen sei auf den gemein­
samen Haushalt. 

3. Der „Elsewhere Approach" 

Dies betreffe vor allem den Kindernachzug. 
Problematisch können die Umstände z.B. 
dann sein, wenn ein Kind in einem Land 
geboren und aufgewachsen ist und de facto 
sein Heimatland dann aufgrund des Nach­
zugs verlassen müßte. Hierbei seien Alter, 
die Umstände und die Elternbeziehung zu 
berücksichtigen. Des weiteren ging Weich­
selbaum auf die Bedeutung von Art. 8 iVm 

14 EMRK ein. Dabei verdeutlichte sie, daß 
eine Ungleichbehandlung beim Familien­
nachzug (also z.B. wenn ein Mann seine 
Frau nachziehen lassen dürfe und eine 
Frau ihren Mann nicht) zu einer Verletzung 
der EMRK führen würde. AUerdings hob 
sie hervor, daß eine Bevorzugung von EU-
Bürgern sachlich gerechtfertigt sei. 

II. Danach setzte sie ihren Vortrag hin­
sichtlich der Familiennachzugsregelungen 
im österreichischen Fremdenrecht fort, bei 
dem sie auf die unterschiecüichen Rege­
lungen je nach Gruppenzugehörigkeit 
(richtet sich danach, um welche Staatsan­
gehörigkeit es geht) emging. 

Hierbei stellte sie die Problematik des un-
terschiedHch weiten FamiHenbegriffs dar, 
d.h. der oben dargestellte weite Familien-
begriff gelte nur für EWR-Staaten und die 
Schweiz. Für Drittstaaten werde in Öster­
reich der Begriff der „Farnilie" nur auf die 
KernfamiHe beschränkt. 

Für den Famüiennachzug bei einer Nieder­
lassung von Drittstaatlern ist bis 1998 eine 
Altersgrenze von 15 Jahren, ab 1998 eine 
Altersgrenze von 18 Jahren und bei den 
EWR-Staaten und der Schweiz eine Alters­
grenze von 21 Jahren festgesetzt. Eine wei­
tere Beschränkung bildet die Minimumge­
haltsgrenze von 2.000 € für niedergelassene 
Fremde (Ausnahme: Schlüsselarbeitskräf­
te), die zu einer Zwei-Klassen-Gesellschaft 
ihren Beitrag leiste. Zudem sei dies pro­
blematisch hinsichtlich der Saisonarbeits­
kräfte ohne FamiHennachzug, die nach 
einem Jahr für zwei Monate Österreich 
wieder verlassen müssen, um dann wie­
derzukommen und eigentlich faktisch in­
tegriert sind. 

Außerdem gilt i n Österreich eine Quoten­
regelung für Drittstaatler, die dazu führt, 
daß Kinder teilweise bis zu zehn Jahren 
nicht nachziehen dürfen. 

D . Der Familiennachzug in der auslän­
derrechtlichen Praxis der Ausländer­
behörden 

Bösch-Soleil referierte über die Probleme 
des FamiHennachzugs in der Praxis einer 
Ausländerbehörde am Beispiel Berlins. 
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Beim Ehegattennachzug gibt es bzgl. der 
Herstellung der familiären Lebensgemein­
schaft vor allem das Problem der Zweck­
ehen. Mindestens 10 % stehen unter dem 
Verdacht, eine Zweckehe eingegangen zu 
sein, was sich auf Merkmale wie einen gro­
ßen Altersunterschied der Ehepartner, ver­
schiedene Wohnsitze u.a. stützt. Was § 17 
Abs. 2 angeht, so finden sich Probleme 
bzgl. der Lebensunterhaltssicherung - zu­
mindest die Miete muß gesichert sein -
und des ausreichenden Wohnraumes 
(Nachweis nur im Familienverband). 

Die Scheinvaterschaften sind ein wachsen­
des Problem im Rahmen des Kindernach-
zugs. Zudem gibt es tatsächliche Zweifel 
an der Herstellung der farniliären Lebens­
gemeinschaft, wenn der Nachzug kurz vor 
dem 17. Lebensjahr erfolgt. 

Im Falle des Ermessensnachzugs nach § 20 
sind fehlende deutsche Sprachkenntnisse 
oder die Integrationsfähigkeit problema­
tisch. 

Im Rahmen des § 22 zeichnet sich vor allem 
ein erhebliches Konfliktpotential bei au­
ßergewöhnlichen Härten ab, da die Betei­
ligten bereits den Regelfall als außerge­
wöhnlich empfinden. Jedoch gibt es eine 
restriktive Auslegung; z.B. psychische Er­
krankungen. Bösch-Soleü führt an, daß der 
Nachzug regelmäßig an einer fehlenden 
Krankenversicherung scheitert. 

Überdies gebe es administrative Schwie­
rigkeiten, so den hohen Erwartungsdruck 
der Beteiligten, Akzeptanzprobleme der 
Beteiligtenrolle (auch bei deutschen Aus­
landvertretungen), einen hohen Prüfungs­
aufwand in Problemfällen und die derzeit 
noch langen Kommunikationswege. 

E. Der Familiennachzug i n der auslän­
derrechtlichen Praxis des Auswärti­
gen Amtes (Berlin) und der Aus­
landsvertretungen 

Hüsgen wies als letzter Referent darauf hin, 
daß der Bereich des Familiennachzugs 
quantitativ nur einen unbedeutenden A n ­
teil an der Alltagspraxis darstelle, aber qua­
litativ auf Grund häufig komplexer kollisi-
ons- und famiHenrechtHcher Vorfragen 
sowie oftmals erforderlicher Ermittlungen 
einen erheblichen Zeit- und Ressourcenbe­
darf beanspruche. Ca. 3 Millionen Visaan­
träge fielen jährHch an; hiervon würden 2,6 
Millionen - vor allem Kurzvisa - erteilt, 
was eine Wachstumsrate von 6 % ausma­
che. Das Problem der Scheinehe und 
-adoption stelle sich auch dem Auswärti­
gen Amt und der Auslandsvertretungen, 
die Prognoseentscheidungen zu treffen 
und Ehen nur unter bestimmten Umstän­
den zu überprüfen hätten (Übermaßver­
bot). Ihnen sei bewußt, daß sie sich in ei­
nem Spannungsfeld zwischen weltoffener 
Ausländerpolitik und erheblichem Zu­
wanderungsdruck mit Mißbrauchsversu­
chen des FamÜiennachzugs bewegten und 
somit in der Pflicht seien, den berechtigten 
Begehren von Ausländern auf Familien­
nachzug stattzugeben, aber auch dem Miß­
brauch entgegenzutreten. U m diesem 
Spannungsfeld gerecht zu werden, hat das 
Auswärtige Amt i m Frühjahr 2000 für sei­
nen Geschäftsbereich wesentliche Ände­
rungen seiner Visumpraxis verfügt. So sol­
len die Auslandsvertretungen Anträgen 
auf Nachzug stattgeben, soweit die erfor­
derliche ausländerbehördliche Zustim­
mung der Innenbehörden vorliegt und die 
Entscheidung rechtlich vertretbar ist; auch 
wenn sie an ein zustimmendes Votum der 
Ausländerbehörden nicht gebunden sind. 
Auch werden die Erstbescheide der Aus­
landsvertretungen - ohne entsprechende 
Pflicht im Ausländerrecht - mit den we­
sentlichen tragenden Gründen versehen, 
um eine größere Transparenz zu schaffen. 

Die Unterlagen zum 18. Migrationspolitischen Forum können über das Forschungszen­
trum für internationales und europäisches Ausländer- und Asylrecht der Universität 
Konstanz angefordert werden (http://migration.uni-konstanz.de). 

http://migration.uni-konstanz.de
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